Resolution:  
Der Wahlkreis 31 (Stade – Cuxhaven) muss im bisherigen Zuschnitt erhalten bleiben
Der Vorschlag der Bundeswahlkreiskommission (Bundestagsdrucksache 15/2375) sieht vor, zur Bundestagswahl 2006 einen Neuzuschnitt der Wahlkreise vorzunehmen.

Hintergrund:  Auf Basis des Stichtags 31. Dezember 2002 und des so genannten „Restzahl-Verfahrens“ müsste das Land Thüringen einen Wahlkreis an das Land Niedersachsen abgeben.

Schon mit dem Stichtag 30. Juni 2003 hätte das Land Bayern Niedersachsen beim Bevölkerungszuwachs überholt. Thüringen müsste daher einen Wahlkreis an Bayern abgeben.

Unter Zugrundelegung des Stichtags 31. 12. 2002 und des Zuwachses eines neuen Wahlkreises schlägt die Bundeswahlkreiskommission einen Neuzuschnitt von insgesamt sieben Wahlkreisen vor, der rein auf statistischen Einwohnerzahlen beruht und regionale Besonderheiten, insbesondere wirtschaftliche Zusammenhänge und Pendlerbeziehungen überhaupt nicht berücksichtigt.

Es gibt kein „Muss“ für einen Wahlkreisneuzuschnitt, weil in Niedersachsen kein Wahlkreis um mehr als 25 % vom Bundesdurchschnitt abweicht (BWG § 3, Abs. 1, Satz 3).

Der Wahlkreis 31 (Stade – Cuxhaven) soll danach die Samt- bzw. Einheitsgemeinden Drochtersen, Himmelpforten, Oldendorf, Nordkehdingen, Am Dobrock, Börde Lamstedt, Hadeln, Hemmoor. Sietland verlieren.

Der Rest des Landkreises Stade soll mit dem Altkreis Bremervörde (ohne Sittensen) einen neuen Bundestagswahlkreis bilden. Der Landkreis Stade ist auf Hamburg ausgerichtet, der Altkreis Bremervörde ist vorwiegend auf Bremen / Bremerhaven ausgerichtet.
Dagegen spricht:

Bei bisherigen Wahlkreiskorrekturen ist immer größter Wert auf die Wahrung regionaler Besonderheiten und die Kontinuität gelegt worden. Der WK 31 erstreckt sich entlang der Unterelbe und bildet eine zusammenhängende maritime Landschaft mit den infrastrukturellen Lebensadern Elbe, B 73 und der Bahnlinie. A 26 und A 20/22 werden ebenfalls für die gesamte Region eine überragende verbindende Wirkung entfalten. Küsten- und Deichschutz ist für alle Anliegergemeinden von gleich überragender Bedeutung. Die geplante weitere Elbvertiefung bereitet allen betroffenen Gemeinden gleiche Sorgen und Probleme. Wasser- und Bodenverbände haben sich zusammengeschlossen. Die Industriegebiete in Stade (Bützfleth und Airbus) bieten Arbeitsplätze für Arbeitnehmer/innen aus der gesamten Region. Er bildet eine harmonische Einheit in Bezug auf Wirtschafts-, Arbeits- und Pendlerbeziehungen, Touristik und Kultur.

Der Wahlkreis ist Teil der Metropolregion Hamburg und in seiner Hauptrichtung auch auf das Zentrum Hamburg ausgerichtet.
Kommunalpolitik, Landespolitik und Bundespolitik sind eng miteinander verwoben.

Der empfohlene Neuzuschnitt würde den Landkreis Stade auseinander reißen und damit der kommunalpolitische Einbindung von Bundespolitikern entgegenstehen. 

Das personalisierte Verhältniswahlrecht der Bundesrepublik Deutschland erfordert, dass Wähler und Wählerinnen Vertrauen zu ihren Abgeordneten bzw. Kandidaten entwickeln können. Ein Wahlkreisneuzuschnitt, der alle vier Jahre scheinbar willkürlich verändert (zurückgenommen) wird, ist keinem Wähler vermittelbar. Die Wahlbeteiligung würde erheblich leiden.
Zur politischen Bildung und zur Transparenz von Bundespolitik gehört auch Öffentlichkeitsarbeit der Abgeordneten. Daraus folgt, dass in der politischen Praxis auch Besonderheiten von Zeitungseinzugsbereichen beachtet werden müssen. Auch für die Bekanntheit von Kandidaten und den Aufbau von Vertrauensverhältnissen zum Wähler ist Öffentlichkeitsarbeit nötig. Das passive Wahlrecht wäre de facto für Kandidaten aus „abgeschnittenen“ Gemeinden erheblich eingeschränkt.
